
Integration zum Thema machen!  
– Aber wie?

Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“

In jeder Weiterbildung von NIKO in den letzten Jahren 
kamen bei der Diskussion über das strategische Vor-

gehen zur Beschlussfassung und zur Erarbeitung 
eines Integrationskonzeptes die gleichen Fragen 

auf: Wie machen wir unser Thema überhaupt 
zu einem Thema für Politik und Verwal-

tung? Wie erzeugen wir Aufmerksamkeit 
für Integrationspolitik? Wie gewinnen wir 
Bündnispartner*innen, wie insbesondere 
die Verantwortlichen der Politik?

Dafür gibt es kein Patentrezept und 

wenige konkrete und konstruktive Er-

fahrungen. Im Folgenden soll versucht 

werden, Hinweise zum Vorgehen für  

Integrationsverantwortliche zu geben. Das 

sind in der Regel die Integrationsbeauftrag-

ten, häufig in Bayern aber auch andere Funkti-

onen wie Bildungskoordinator*innen oder Inte-

grationslots*innen. Dabei kann man an Grenzen der 

eigenen Handlungsmöglichkeiten stoßen und läuft Gefahr, 

bei deren Überschreitung auf Widerstand zu stoßen. Das 

kann leichter fallen, wenn man selbst in politische Zusam-

menhänge eingebunden ist. Es macht auch einen Unter-

schied, ob man auf eine Bewerbung hin neu in die Kom-

mune gekommen ist oder ob man als Alteingesessene*r 

Strukturen und handelnde Personen gut kennt. Aber mit 

einiger Phantasie und engagierten Unterstützer*innen 

lassen sich in der Praxis immer wieder bisher unbekannte 

Wege zum Erfolg finden.

D
ie

se
r T

ex
t i

st
 T

ei
l d

er
 v

om
 P

ro
je

kt
 N

IK
O

 h
er

au
sg

eg
eb

en
en

 R
ei

he
: „

Pr
ax

is
 k

om
m

un
al

es
 In

te
gr

ati
on

sm
an

ag
em

en
t“

 



Förderprogramm „Integrati on durch Qualifi zierung (IQ)“

Lobbyarbeit  
  und natürliche Verbündete

Das kann in ähnlicher Weise in Kontakten mit den Kir-
chen, mit Gewerkschaft en, mit Arbeitgeberverbänden, 
mit Migrant*innen-Organisati onen und weiteren In-
sti tuti onen wie Rotary Clubs, Lions Clubs, Soropti mi-
sti nnen geschehen. Diese alle sind häufi g beim Thema 
Integrati on interessiert und engagiert und in politi sche 
Netzwerke eingebunden.

Ein Projekt der berufsbezogenen Jugendhilfe, das für 
den Übergang in den Beruf  benachteiligte, insbeson-
dere gefl üchtete Jugendliche ausbildet und deshalb 
auch im engen Kontakt zur örtlichen Integrati onsbe-
auft ragten steht, wird regelmäßig vom örtlichen Lions 
Club unterstützt und macht mit diesem gemeinsame 
Veranstaltungen. Im inoffi  ziellen Teil bei persönlicheren 
Gesprächen schildert die Geschäft sführerin ihre Heraus-
forderungen, wie unzureichende Förderbedingungen 
und unklare konzepti onelle Rahmenbedingungen und 
erfährt, dass zwei Stadtratsmitglieder auch Mitglie-
der im Club sind. Der Präsident des Clubs vermitt elt 
ein informelles Treff en.

Verbündete sind immer auch die ehrenamtlichen 
Helfer*innen und Helferkreise. Gerade sie fi nden aktu-
ell viel Anerkennung, werden gelobt und haben dabei 
Gelegenheit, ihre Anliegen den Spitzen von Verwaltung 
und Politi k nahe zu bringen. Sie sind oft  gut gestellte 
Vertreter*innen der bürgerlichen Mitt elschicht, die 
gut vernetzt und in vielen Strukturen verankert und 
mit wichti gen Menschen bekannt sind. Das gilt gerade 
für kleinere Kommunen und Landkreise. Es kann in den 
Netzwerken, wo sich Integrati onsverantwortliche und 
Helfer*innen treff en, versucht werden, entweder sy-
stemati sch oder auch eher informell herauszuarbeiten, 
wer wo welche Kontakte hat, die man für das Thema 
Integrati on und deren Umsetzung nutzen kann. 

In einer Kommune werden die ehrenamtlichen Helfer-
*innen durch den Bürgermeister geehrt. In den Dankes-
worten der Sprecherin des örtlichen Helfer*innen-
Kreises macht sie deutlich, dass man sich natürlich über 
den Dank und die Anerkennung freue, dass aber auch 
eine bessere Planung für ihr erfolgreiches Arbeiten not-
wendig sei. Der Bürgermeister greift  diese Anregung 
auf und beauft ragt die Verwaltung mit der Erarbeitung 
von Leitorienti erungen

Kompetent, engagiert und zuständig gerade für Fra-
gen der Migrati on, Integrati on der interkulturellen 
Arbeit sind die Verbände der freien Wohlfahrtspfl ege. 
Sie tragen nach ihrem Selbstverständnis und öff entli-
chen Auft rag in vielen Feldern Verantwortung für eine 
gelingende Integrati on. Es ist daher in ihrem eigenen 
Interesse, dafür verbindliche Leitorienti erungen, klare 
Zielsetzungen und konkrete Aufgaben und Ressourcen 
zu bekommen. Sie sind in der Regel Unterstützer und 
Förderer von kommunalen Integrati onskonzepten.  

Verbände agieren nicht im politi kfreien Raum. Sie sind 
eingebunden in unterschiedliche Strukturen des vor-
politi schen Raums und von ihrer Traditi on her zum Teil 
auch besti mmten politi schen Orienti erungen verbun-
den, je nach Bundesland und politi scher Kultur auch 
unterschiedlichen Lagern. Die Verbände sind vor die-
sem Hintergrund natürliche Ansprechpartner*innen 
für kommunale Integrati onsverantwortliche. Es ist Teil 
der Arbeitsplatzbeschreibung und Aufgabenstellung, 
mit Verbands-Vertreter*innen regelmäßig zu kom-
munizieren. Das bietet Gelegenheiten vielfälti ger Art, 
das Thema Integrati on, den eigenen Arbeitsauft rag 
und das Vorhaben eines Integrati onskonzepts zu the-
mati sieren. Dabei kann – in gebotener Zurückhaltung 
– auch angesprochen werden, welche Herausforde-
rungen bestehen und wie man vielleicht gemeinsam 
zu deren Lösung beitragen kann. Die Kolleg*innen aus 
den Verbänden können so das Thema befördern und 
in Gesprächen mit der Politi k auf die Erstellung eines 
Integrati onskonzeptes drängen. 

In einer Kommune ist der Geschäft sführer eines Wohl-
fahrtsverbandes zugleich Mitglied einer Stadtrats-
Frakti on. Die für Integrati on zuständige Mitarbeiterin 
kennt aus der regelmäßigen Zusammenarbeit mit der 
Integrati onsbeauft ragten deren Schwierigkeiten, einen 
klaren Auft rag zur Erarbeitung eines Integrati onskon-
zeptes zu erhalten. Sie spricht Ihren Chef darauf an und 
macht ihm klar, wie sehr das auch ihre Arbeit und da-
mit die des Verbandes behindert. Der Geschäft sführer 
bringt das in seine Frakti on ein und überzeugt diese, im 
Stadtrat einen Antrag zu stellen, dass die Verwaltung 
mit der Vorlage eines Konzeptes beauft ragt wird.



Förderprogramm „Integrati on durch Qualifi zierung (IQ)“

Insti tuti onelle 
  und rechtliche Möglichkeiten

Das örtliche Jugendhaus ist im kommunalen Arbeits-
kreis Migrati on vertreten und klagt, dass durch die ver-
stärkte Zuwanderung und die zu knappen Ressourcen 
die pädagogische Arbeit kaum aufrechterhalten wer-
den kann. Gemeinsam mit dem Bildungskoordinator 
wird überlegt, was dagegen getan werden könnte. 
Man plant ein Projekt der politi schen Jugendbildung, 
in dessen Rahmen die kommunalen Strukturen und Ein-
fl ussmöglichkeiten erarbeitet werden. Zur prakti schen 
Umsetzung bereiten sich die beteiligten Jugendlichen 
darauf vor, bei der nächsten Bürgerversammlung sich 
zu Wort zu melden und einen Antrag zu stellen, die 
pädagogische Situati on ihres Jugendhauses zu verbes-
sern. Der Antrag wird mit großer Mehrheit angenom-
men. 

Natürliche Bündnispartner *innen sind auch die 
Querschnitt sstellen und Beauft ragten wie Gleichstel-
lungsbeauft ragte oder Behindertenbeauft ragte, die 
häufi g eine stärkere Stellung haben als die Integrati -
onsbeauft ragten, weil sie z. B. rechtlich vorgeschrie-
ben sind. Im Rahmen von Gender Mainstreaming oder 
von Inklusionskonzepten sind immer auch Menschen 
mit Migrati onshintergrund mitzudenken und konzep-
ti onell zu berücksichti gen. Hier können sich Integra-
ti onsverantwortliche einklinken und ihren Beitrag zu 
einer (in Ansätzen auch) Integrati ons-Planung einbrin-
gen und deutlich machen, dass in gleicher Weise ein 
kommunales Integrati onskonzept notwendig ist.  

In einer Kommune arbeiten die verschiedenen Beauf-
tragten-Funkti onen eng zusammen. Die Frauen- und 
Gleichstellungsbeauft ragte, die direkt bei der Ober-
bürgermeisterin angesiedelt ist, informiert ihre Chefi n, 
dass die Arbeit mit Frauen und Mädchen mit Migra-
ti onshintergrund ein wesentliches Feld ihrer Akti vitäten 
ausmache und dass es für eine erfolgreiche Arbeit ausmache und dass es für eine erfolgreiche Arbeit 
sinnvoll sei, dass auch für die Integrati onsbeauft ragte 
klare konzepti onelle und abgesti mmte Vorgaben gel-
ten. Daraufh in kommt es allmählich zu einer aufeinan-
der bezogenen Gleichstellungsarbeit der Integrati ons-, 
Inklusions- und Gleichstellungsstellen. 

Als ein besonderes Gremium zur konkreten Initi ie-
rung von Integrati onsmaßnahmen hat sich der nach 
dem Kinder- und Jugendhilferecht (SGB VIII) gesetzlich 
vorgeschriebene Kinder- und Jugendhilfeausschuss 
herausgestellt. Dieses Gremium gibt es in jeder kreis-
freien Stadt und jedem Landkreis. Er ist ein Beschluss-
organ, in dem neben Stadt- bzw. Kreisrät*innen auch 
Vertreter*innen der Wohlfahrts- und Jugend-Verbän-
de Sitz und Sti mme haben. Diese haben ein Initi ati v-
recht, können also Anträge stellen, über die dann die 
Politi k entscheiden muss.

Das ist der Ort, wo engagierte Integrati onsunter-
stützer*innen konkrete Anträge für z. B. Projekte zur 
Unterstützung von Kindern, Jugendlichen und Fami-
lien stellen können. Der Ausschuss ist aber auch das 
Gremium, das Stadt bzw. Landkreis auff ordern kann, 
ein Integrati onskonzept erarbeiten zu lassen, um den 
Bedarfen auch migranti scher Kinder, Jugendlicher und 
Familien gerecht zu werden.

Der Kreisjugendring ist im Jugendhilfeausschuss des 
Kreises vertreten. Der zunehmende Besuch von mi-
granti schen Jugendlichen und die damit verbundenen 
Herausforderungen werden mit einem Flickenteppich 
von Maßnahmen (Fortbildungen, neue Angebote, 
Suche nach migranti schen Mitarbeiter*innen) beant-
wortet. Als klar wird, dass die Überforderungen beste-
hen bleiben, beantragt der Vertreter des KJR im Aus-
schuss, ein Konzept zur interkulturellen Jugendarbeit 
zu erstellen. Der Beschluss wird im Kreistag diskuti ert. 
Auf Antrag einer Frakti on wird beschlossen, nicht nur 
einen Jugendplan sondern gleich ein Gesamtkonzept in 
Auft rag zu geben. 

Zumindest in den großen Städten gibt es Bezirksaus-
schüsse, in allen Kommunen Bürgerversammlungen, 
vielerorts Bürgersprechstunden. Es hat oft  positi ve vielerorts Bürgersprechstunden. Es hat oft  positi ve 
Folgen gehabt, wenn - gerade auch migranti sche 
Bürger*innen - diese Plattf  ormen genutzt haben, um 
ihre Forderungen nach konkreten Maßnahmen, aber 
auch nach der Verbesserung der Rahmenbedingungen 
durch grundsätzliche Planungen öff entlich zu formulie-
ren. Das ist im Übrigen auch ein sehr gelungener Ansatz 
der Kooperati on mit Migrant*innen-Organisati onen 
und des Empowerments ihrer Mitglieder, die befähigt 
werden, auf solchen Podien das Wort zu ergreifen und 
Gleichberechti gung einzufordern. 



Öff entlichkeitsarbeit
             und Presse

In einer Kommune hat der Integrati onsrat mit der 
Integrati onsbeauft ragten eine gut vorbereitete und 
beworbene Veranstaltung zum Thema kommunale 
Anti diskriminierungsarbeit und deren Insti tuti onalisie-
rung durchgeführt. Darüber wurde berichtet und da-
durch der Oberbürgermeister aufmerksam. Er hat die 
Verwaltung beauft ragt, ein Konzept vorzulegen und 
eine kommunale Stelle zu planen. 

Der lebhaft e Besuch von Krippen- oder Kindergarten-
Gruppen beim Oberbürgermeister oder der Landräti n, 
spektakuläre Musik-, Tanz- oder theatralische Akti -
onen von Jugendlichen oder Proteste von Mietern, die 
jeweils ihre Themen wie pädagogische Ausstatt ung, 
Raumprobleme, Finanzierung, kulturelle Anerken-
nung oder Entmietung transporti eren, haben oft  mehr 
bewirkt als Papiere und Resoluti onen. Bei solchen 
Ideen und Akti onen können Integrati onsverantwort-
liche eine wichti ge Rolle spielen als Anreger*innen, 
Unterstützer*innen, Brückenbauer*innen. 

Der Kontakt zu den Medien ist in der Regel nicht Auf-
gabe von Integrati onsverantwortlichen. Sie können 
aber versuchen, Themen zu platzieren, interessante 
Projekte vorzuschlagen, gut bildhaft  darstellbare 
Maßnahmen auszuwählen und ihre Vorgesetzten da-
für zu begeistern, weil diese dann auch selbst davon 
Gewinn haben können. So gewonnene Kontakte kann 
man dann bei weiteren Vorhaben (auch informell) nut-
zen und att rakti ve (Integrati ons-)Themen einspeisen. 

In einer Kommune ist aus verschiedenen Projekten 
eines Trägers ein Mehrgenerati onen-Haus entstan-
den. Eine Besonderheit des Konzeptes ist neben der 
generati onsübergreifenden Arbeit auch der interkul-
turelle Ansatz, der junge migranti sche Jugendliche mit 
älteren deutschen Bürger*innen exemplarisch zusam-
men bringt. Die Integrati onsbeauft ragte überzeugt 
über ihren Vorgesetzten den Oberbürgermeister, das 
Haus öff entlichkeitswirksam zu besuchen. Die Veran-
staltung läuft  gut, die anwesenden Journalist*innen 
und Fotograf*innen sind von Geschichte und Bildern 
sehr angetan. Den wegen der Nachfragen entstan-
denen Kontakt zur führenden Lokal-Journalisti n pfl egt
die Integrati onsbeauft ragte intensiv weiter und 
erreicht so immer wieder Öff entlichkeit für ihr Thema 
Integrati on. 

Eine weitere Möglichkeit, das Thema Integrati on 
in die Öff entlichkeit zu bringen und es darüber zu 
einem politi schen Thema zu machen, sind Bürger- 
und Stadtt eilfeste, auf denen sich Organisati onen und 
Projekte präsenti eren könne. Hier kann zumindest 
so etwas wie ein interkultureller Dialog angestoßen 
werden. Erfolgreich waren auch öff entlichkeitswirk-
same fachliche Akti onen, die für unser Thema von 
Migrant*innen-Organisati onen, Verbänden, Jugend-
organisati onen und ähnlichen Insti tuti onen ausgehen 
können. 



Politi sche und 
  persönliche Kontakte

Besonders wirkungsvoll können das Engagement 
und öff entliche Statements von Persönlichkeiten des 
öff entlichen Lebens sein. So gibt es Künstler*innen, 
die sich für die Arbeit mit schwierigen jugendlichen 
einsetzen, Schauspieler*innen oder Sportler*innen, 
die als Pat*innen für Vereine, Projekte oder einzelne 
Menschen wie Frauen, Jugendliche oder Gefl üchtete 
eintreten. Solche Personen als Testi monials für das 
Thema Integrati on zu gewinnen, kann die Arbeit von 
Integrati onsverantwortlichen sehr befördern. 

Ein Spieler eines bekannten Fußball-Bundesligisten 
unterstützt das Fußball-Projekt eines Trägers der 
Jugendhilfe, dessen Schwerpunkt interkulturelle 
Arbeit ist. Darüber wird in der Presse berichtet und 
dargestellt, wie sehr Sport eine inklusive Wirkung hat. 
Ein mitt elgroßer Sportverein nimmt das zum Anlass, 
sich verstärkt migranti schen Jugendlichen öff nen zu 
wollen. Daraus wird ein Modellprojekt der interkul-
turellen Öff nung des Sports, das beispielhaft  für 
andere Vereine wirkt.

Diese Überlegungen und Beispiele machen noch ein-
mal deutlich, welche Bedeutung insti tuti onalisierte 
Strukturen, kommunale und regionale Netzwerke 
und die Pfl ege formeller und informeller Kontakte 
haben. Ohne sie ist eine erfolgreiche kommunale 
Integrati onsarbeit kaum denkbar. 

Idealerweise ist der direkte Kontakt in die Politi k (die 
Frakti onen) hinein die wirkungsvollste Möglichkeit, 
das Thema Integrati on und kommunale Integrati ons-
politi k auf die Agenda zu setzen. Das ist nicht gerade 
die Aufgabe von Integrati onsverantwortlichen. Wer 
informelle Kontakte hat, kann diese natürlich nutzen. 
Es ist aber oft  eine Initi ati ve wert, über die Vorge-
setzten bzw. die Verwaltungsspitze zu versuchen, das 
Thema zu einem Tagesordnungspunkt der Frakti onen 
zu machen und sich dafür zum Vortrag einladen zu 
lassen. 

Der Integrati onsbeauft ragte ist Mitglied einer groß-
en Partei und den Sozialpoliti ker*innen ihrer Kreis-
tagsfrakti on auch freundschaft lich verbunden. Beim 
regelmäßigen Stammti sch bringt er immer wieder ge-
schickt das Thema Zuwanderung und Integrati on auf 
den Tisch. Er überzeugt allmählich die Kolleg*innen, 
dass es ihm die Arbeit erleichtern und dem Kreis viel-
leicht sogar eine gewisse Vorreiterrolle einbringen 
könnte, wenn man ein Integrati onskonzept hätt e. 
Er arbeitet der Sprecherin diskret zu, die den Antrag 
formulieren soll.

Viele Integrati onsverantwortliche sind in überschau-
baren Konstellati onen akti v. Hier bestehen viele 
Kontakte zu Politi ker*innen, Journalist*innen oder 
sonsti gen Schlüsselpersonen des gesellschaft lichen 
Lebens. Das gilt vor allem, wenn man in seinem Wir-
kungsbereich aufgewachsen ist. Diese Kontakte infor-kungsbereich aufgewachsen ist. Diese Kontakte infor-
mell zu nutzen, bietet sich an, ist aber auch im Grenz-
bereich der eigenen Verantwortung. Hier akti v zu 
sein, ist abhängig von den je eigenen Möglichkeiten, 
der jeweiligen Konstellati on und einer gewissen 
Risikobereitschaft . 

Ein für Integrati on zuständiger Mitarbeiter der Ver-
waltung einer großen Kommune ist Mitglied einer 
Partei, die auch in „Regierungsverantwortung“ sitzt. 
Als er zum wiederholten Male mit seinen Vorschlägen 
zur kommunalen Integrati onsarbeit bei seinen Vorge-
setzten kein Gehör fi ndet, berichtet er das seinen Par-
teifreunden. Nach einiger Zeit haben diese im Stadtrat 
einen Antrag gestellt, der diese Themen aufgreift  und 
dem Mitarbeiter nach Beschlussfassung durch den 
Stadtrat die Gelegenheit gibt, endlich seine Vorstel-
lungen konzepti onell zu entwickeln. 



Integrati on zum Thema machen! 
– Aber wie?

www.netzwerk-iq.de

www.via-bayern.de

www.migranet.org/niko
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